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Gesetz zu dem Abkommen vom 2. März 1960 
über die Aufstellung eines Teils des Gemeinsamen Zolltarifs 
betreffend die Waren der Liste G in Anhang I 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Vom 7. April 1961 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Rom am 2. März 1960 von der Bundes¬ 
republik Deutschland .Unterzeichneten Abkommen 
über die Aufstellung eines Teils des Gemeinsamen 
Zolltarifs betreffend die Waren der Liste G in An¬ 
hang I des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (Bundesgesetzbl. 1957 II 
S. 753) und der Schlußakte wird zugestimmt. Das 
Abkommen und die Schlußakte werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest¬ 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 3 und die Schlußakte für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
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